
EUROPEAN COMMISSION
Directorate-General for Internal Market, Industry, Entrepreneurship and SMEs
Single Market Enforcement
Notification of Regulatory Barriers

Mitteilung 201

Mitteilung der Kommission - TRIS/(2026) 1435

Richtlinie (EU) 2015/1535

Notifizierung: 2026/0069/DE

Weiterverbreitung der Antwort des notifizierenden Mitgliedstaates (Germany) auf von European Commission.

MSG: 20261435.DE

1. MSG 201 IND 2026 0069 DE DE 17-08-2026 27-05-2026 DE ANSWER 17-08-2026

2. Germany

3A. BMWE, Referat. EB3

3B. BMUKN, Referat C III 7

4. 2026/0069/DE - S10E - Verpackung

5.

6. Die Bundesregierung hat die ausführliche Stellungnahme der EU-Kommission zum Entwurf eines Gesetzes zur
Anpassung des Verpackungsrechts und anderer Rechtsbereiche an die Verordnung (EU) 2025/40 (im Folgenden
„notifizierter Entwurf“) erhalten und ausgewertet. Zu den darin aufgeworfenen Kritikpunkten wird wie folgt Stellung
genommen:

1. Begriffsbestimmungen (§ 3 des notifizierten Entwurfs)

a) Werkstoffliches Recycling

Die EU-Kommission geht davon aus, dass die Definition des Begriffs „werkstoffliches Recycling“ in § 3 Absatz 13 des
notifizierten Entwurfs die Definition „stoffliches Recycling“ in Artikel 3 Absatz 1 Nummer 40 der Verordnung (EU) 2025/40
(im Folgenden „EU-Verpackungsverordnung“) wiederhole und ändere. Bei der Definition „werkstoffliches Recycling“
handelt es sich indes um einen eigenständigen Begriff, der neben dem des „stofflichen Recyclings“ steht. Der Begriff
„werkstoffliches Recycling“ wird teilweise – wie auch in der ausführlichen Stellungahme der EU-Kommission – mit dem
Begriff „material recycling“ übersetzt. Die gängigere Übersetzung ist indes der Begriff „mechanical recycling“, der von
der EU-Kommission in der englischen Sprachfassung der ausführlichen Stellungnahme nicht erwähnt wird. Die EU-
Kommission geht offenbar vielmehr davon aus, dass im notifizierten Entwurf derselbe Begriff „material recycling“
definiert worden sei wie in der EU-Verpackungsverordnung.

Während der in Artikel 3 Absatz 1 Nummer 40 der EU-Verpackungsverordnung definierte Begriff „stoffliches Recycling“
der Abgrenzung zur Kompostierung dient (s. Erwägungsgrund 29 der EU-Verpackungsverordnung), dient der in § 3 Absatz
13 des notifizierten Entwurfs definierte Begriff „werkstoffliches Recycling“ der Abgrenzung zum chemischen Recycling.
Die EU-Verpackungsverordnung enthält keine Definition, mit der sich das werkstoffliche vom chemischen Recycling
abgrenzen lässt. Dies ist im notifizierten Entwurf aber erforderlich, um spezifische Recyclingzuführungsquoten für
werkstoffliche Recyclingverfahren in Abgrenzung zu chemischen Recyclingverfahren vorgeben zu können. Es handelt sich
dabei um Vorgaben, die Organisationen für Herstellerverantwortung bei der Verwertung zu erfüllen haben und die einen
nicht vollständig harmonisierten Bereich betreffen. Es ist nicht erkennbar, dass die EU-Verpackungsverordnung derartige
Regelungen ausschließt.
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Der Begriff des „werkstofflichen Recyclings“ in § 3 Absatz 13 des notifizierten Entwurfs wird dabei nicht in Bereichen
verwendet, in denen die EU-Verpackungsverordnung Vorgaben hinsichtlich des „stofflichen Recyclings“ macht. Dies ist
ausschließlich im Hinblick auf die Recyclingfähigkeit von Verpackungen (Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe a und Artikel 9
Absatz 3 der EU-Verpackungsverordnung) der Fall. Die EU-Verpackungsverordnung sieht insofern vor, dass Verpackungen
so gestaltet sein müssen, dass sie ein stoffliches Recycling ermöglichen. Hierzu enthält der notifizierte Entwurf keine
Vorgaben. Für den Bereich der Recyclingziele hat der Begriff des stofflichen Recyclings gerade keine Relevanz, wie sich
auch aus Erwägungsgrund 29 der EU-Verpackungsverordnung ergibt.

b) Vertreiber

Hinsichtlich des in § 3 Absatz 18 des notifizierten Entwurfs definierten „Inverkehrbringers“ sieht die EU-Kommission eine
Wiederholung und Änderung der in Artikel 3 Absatz 1 Nummer 18 der EU-Verpackungsverordnung enthaltenen
Begriffsbestimmung des „Vertreibers“. Auch hier ist zu beachten, dass in der englischen Version der ausführlichen
Stellungnahme beide – sich im Deutschen voneinander unterscheidende – Begriffe als „distributor“ übersetzt werden.

Indes wurde der Begriff des „Vertreibers“ gerade nicht national anders definiert oder abgeändert. Mit dem Begriff
„Inverkehrbringer“ wurde bewusst eine abweichende Gruppe von der Gruppe der Vertreiber, wie sie in Artikel 3 Absatz 1
Nummer 18 der EU-Verpackungsverordnung definiert ist, geschaffen. Inhaltlich und personell gibt es dabei sicherlich
Überschneidungen mit den aus der EU-Verpackungsverordnung definierten Vertreibern. Eine Kollision der
Begrifflichkeiten liegt jedoch nicht vor: Die Pflichten für Vertreiber aus der EU-Verpackungsverordnung gelten für die dort
definierten Vertreiber während der notifizierte Entwurf je nach Regelungsmaterie und angesprochenem Adressatenkreis
entweder den Begriff des „Vertreibers“ (im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Nummer 18 der EU-Verpackungsverordnung)
oder den des „Inverkehrbringers“ im Sinne von § 3 Absatz 18 des notifizierten Entwurfs verwendet.

Hintergrund für die ergänzende Begriffsbestimmung des „Inverkehrbringers“ in § 3 Absatz 18 des notifizierten Entwurfs
ist, dass die Einwegpfandpflicht so bestehen bleiben sollte, wie sie bisher bestand, um den Umstellungsaufwand für die
Betroffenen so gering wie möglich zu halten und das gut funktionierende System des Pfandsystems nicht zu torpedieren.
Dazu war es notwendig, die Adressaten der Regelung so zu definieren, wie sie bisher im Verpackungsgesetz definiert
waren. Statt des bisher verwendeten Begriffs des Vertreibers wurde daher die Gruppe der „Inverkehrbringer“ definiert,
die dem bisherigen Begriff „Vertreiber“ entsprechen.

Diese Gruppe wird lediglich in den Regelungen zur Einwegpfandpflicht in § 46 des notifizierten Entwurfs adressiert. Die
EU-Verpackungsverordnung macht in Artikel 50 Vorgaben, die den Bereich der Einwegpfandpflicht betreffen. Es handelt
sich dabei um einen nicht vollständig harmonisierten Bereich, in dem die Mitgliedstaaten über Umsetzungsspielraum
verfügen und gemäß Artikel 50 Absatz 2 der EU-Verpackungsverordnung insbesondere die Erreichung der in Artikel 50
Absatz 1 der EU-Verpackungsverordnung vorgesehenen Ziele sicherzustellen haben. Obwohl Artikel 50 der EU-
Verpackungsverordnung derzeit noch nicht anwendbar ist, erreicht Deutschland die darin vorgesehen Ziele bereits. Die
Verwendung des Begriffs „Inverkehrbringer“ ist erforderlich um sicherzustellen, dass dies auch in Zukunft der Fall sein
wird.

c) Einwegkunststoffverpackungen

Der notifizierte Entwurf dient auch der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/940 (im Folgenden
„Einwegkunststoffrichtlinie“), die lex specialis gegenüber der EU-Verpackungsverordnung ist (siehe Erwägungsgrund 180
der EU-Verpackungsverordnung). Insbesondere die Vorschriften zur Mehrwegangebotspflicht (§§ 60, 61 des notifizierten
Entwurfs) und zu Informationspflichten (§ 40 Absatz 3 des notifizierten Entwurfs) dienen der Umsetzung von Vorgaben
der Einwegkunststoffrichtlinie. Die Begriffe „Einwegkunststoffverpackungen“ und
„Einwegkunststofflebensmittelverpackung“, die in § 3 Absatz 19 und 20 des notifizierten Entwurfs definiert sind, werden
ausschließlich für diese Regelungen zur Umsetzung der Einwegkunststoffrichtlinie verwendet.

Die genannten Definitionen wurden im notifizierten Entwurf eingefügt, weil in der Einwegkunststoffrichtlinie
Einwegkunststoffartikel als Artikel definiert sind, die „ganz oder teilweise aus Kunststoff bestehen[…]“ (siehe Artikel 3
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Nummer 2 der Einwegkunststoffrichtlinie). Würde im notifizierten Entwurf der Begriff der Einwegkunststoffverpackung
entlang der Definitionen von „Kunststoff“ und „Verpackungen“ in Artikel 3 Absatz 1 Nummer 52 und 1 der EU-
Verpackungsverordnung definiert werden, wäre keine vollständige Umsetzung der Einwegkunststoffrichtlinie mehr
gegeben, zumal die von der EU-Kommission gewählte Interpretation für den Anwendungsbereich der
Verpackungsverbote nach Artikel 25 in Verbindung mit Anhang V der EU-Verpackungsverordnung ausweislich des
Guidance Dokuments der EU-Kommission (Dokument-Nr. C (2026) 2151 final, Ziffer 16) final erheblich enger ist.

Die Definition der Einwegkunststoffverpackungen ist mithin notwendig um den Anwendungsbereich der Regelungen, die
die Einwegkunststoffrichtlinie umsetzen, so weit zu halten, dass die Einwegkunststoffrichtlinie in Deutschland vollständig
umgesetzt wird. Im Anwendungsbereich der von der KOM angesprochenen Verpackungsverbote nach Artikel 25 i.V.m.
Anhang V der EU-Verpackungsverordnung hat der in § 3 Absatz 19 des notifizierten Entwurfs definierte Begriff der
Einwegkunststoffverpackungen hingegen gerade keine Relevanz. Der notifizierte Entwurf enthält abgesehen von den
Regelungen zu Kunststofftragetaschen in § 12 Absatz 1, die Artikel 34 der EU-Verpackungsverordnung umsetzen, keine
Regelungen, die den Anwendungsbereich von Artikel 25 in Verbindung mit Anhang V der EU-Verpackungsverordnung
berühren.

Die nationalen Regelungen zu Kunststofftragetaschen, die den Anwendungsbereich von Artikel 25 in Verbindung mit
Anhang V Punkt 6 der EU-Verpackungsverordnung betreffen, werden außer Kraft gesetzt, sobald Artikel 25 in Verbindung
mit Anhang V in Kraft tritt. Dies sieht auch die Begründung zum notifizierten Entwurf explizit vor (Seite 114, zu § 12
Absatz 1):

„Ab dem 1. Januar 2030 ist das Inverkehrbringen von sehr leichten Kunststofftragetaschen nach Artikel 25 in Verbindung
mit Anhang V Ziffer 6 der EU-Verpackungsverordnung europaweit verboten. Allerdings sind in der vorgenannten
Regelung sehr leichte Kunststofftragetaschen von dem Verbot des Inverkehrbringens ausgenommen, die aus
Hygienegründen erforderlich sind oder als Verkaufsverpackung für lose Lebensmittel vorgesehen sind, sofern dies zur
Vermeidung von Lebensmittelverschwendung beiträgt. Mit Blick auf diese ab dem 1. Januar 2030 unmittelbar geltenden
Regelung nach Artikel 25 in Verbindung mit Anhang V Ziffer 6 der EU-Verpackungsverordnung wird die rein nationale
Regelung dann obsolet und gestrichen.“

2. Einzelheiten zu den Verpflichtungen der Hersteller gemäß Artikel 44 der Verordnung über Verpackungen und
Verpackungsabfälle

Die Mitgliedstaaten müssen ausweislich Artikel 44 Absatz 1 der EU-Verpackungsverordnung innerhalb von 18 Monaten
nach dem Inkrafttreten des ersten Durchführungsrechtsaktes nach Artikel 44 Absatz 14 der EU-Verpackungsverordnung
ein nationales Register erstellen, das dazu dient, die Anforderungen des Kapitels VIII (Bewirtschaftung von Verpackungen
und Verpackungsabfällen) durch die Hersteller zu überwachen.

Bei dem in Deutschland bereits etablierten und durch den notifizierten Entwurf fortgeführten Register handelt es sich
nicht um eine Umsetzung von Artikel 44 der EU-Verpackungsverordnung. Die Verpflichtung zur Einrichtung eines
Registers, das den Anforderungen von Artikel 44 genügt, gilt erst 18 Monate nach dem Inkrafttreten des oben genannten
Durchführungsrechtsaktes. Diese Regelung ist auch sachgerecht, da es zuvor an den in dem Durchführungsrechtsakt
nach Artikel 44 Absatz 14 zu regelnden Einzelheiten hinsichtlich des Formats für die Eintragung im Register und für die
Berichterstattung an das Register fehlt. Zuvor handelt es sich um ein nationales Register, das zwar Aufgaben in der
Überwachung der erweiterten Herstellerverantwortung übernimmt, im Kern aber der Umsetzung der Vorschriften aus
Artikel 8a Absatz 5 der Richtline 2008/98/EG (Verpflichtung zur Schaffung eines geeigneten Überwachungs- und
Durchsetzungsrahmens aus der Abfallrahmenrichtlinie) dient. Insofern ist die Kritik der EU-Kommission an Einzelheiten
dieses Registers nicht nachvollziehbar.

Da die Einrichtung eines Registers nach den Anforderungen des Artikels 44 der EU-Verpackungsverordnung bisher noch
nicht verpflichtend ist, können auch die inhaltlichen Anforderungen an die bei der Registrierung zu machenden Angaben
noch nicht unmittelbar gelten. Es wurde noch kein Register nach Artikel 44 der EU-Verpackungsverordnung eingerichtet,
sodass eine unmittelbar geltende Verpflichtung der Hersteller zur Meldung bestimmter Angaben an dieses Register ins
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Leere laufen würde. Die bei der Registrierung zu machenden Angaben nach § 6 Absatz 2 des notifizierten Entwurfs
entsprechen weitgehend den bereits in § 9 Absatz 2 des derzeit geltenden deutschen Verpackungsgesetzes
vorgesehenen Angaben; es handelt sich gerade nicht um eine Übernahme von unmittelbar geltenden Bestimmungen aus
der EU-Verpackungsverordnung.

Entsprechendes gilt für die Häufigkeit der Meldungen an das nationale Register. Da es sich bei dem in Deutschland
eingerichteten Register nicht um das Register nach Artikel 44 der EU-Verpackungsverordnung handelt, muss die
Meldefrequenz nicht mit Artikel 44 Absatz 7 und 8 der EU-Verpackungsverordnung im Einklang stehen. Diese
Interpretation deckt sich auch mit dem FAQ-Papier der EU-Kommission: Gemäß Punkt XVII.3) müssen Hersteller zum
ersten Mal am 1. Juni 2029 an das nationale EPR-Register gemäß der neuen harmonisierten Regelungen berichten („have
to report to the national EPR registers according to the new harmonized rules for the first time by 1 June 2029”). Artikel
44 Absatz 7 und 8 der EU-Verpackungsverordnung kann mangels näherer Angaben zum Format für die Berichterstattung
an das Register, die in dem nach Artikel 44 Absatz 14 zu erlassenden Rechtsakt geregelt werden müssen, auch noch gar
keine Anwendung finden.

In der Begründung zum notifizierten Entwurf findet sich zu der Thematik auf Seite 111 folgender Absatz:

„Das Register nach Artikel 44 Absatz 1 der EU-Verpackungsverordnung ist erst bei Vorliegen der dort genannten
Voraussetzungen national zu erstellen. Die Meldepflichten nach dem Vorbild des bisherigen § 10 des
Verpackungsgesetzes können daher vorläufig bis zur Geltung des neuen Datenmeldesystems nach Artikel 44 Absatz 1
der EU-Verpackungsverordnung beibehalten werden.“

Deutschland wird die aufgrund von Artikel 44 in Verbindung mit dem Durchführungsrechtsakt nach Artikel 44 Absatz 14
vorzunehmenden Anpassungen des notifizierten Entwurfs bis zu dem in Artikel 44 Absatz 1 genannten Zeitpunkt
umsetzen.
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